
1. AUSFERTIGUNG

-ZEICHENERKLÄRUNG:
Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBl.1990IS.132), 
zuletzt geändert am 22.04.1993.
Es gilt die Verordnung über die Ausarbeitung von Bauleitplänen und die Darstellung des 
Planinhaltes: Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) (BGBl.1991IS.58) vom 22.01.1991.

FESTSETZUNGEN:

Grenze der räumlichen Geltungsbereiche der TÄnderung des 
Flächennutzungsplanes

Bauflächen: (§512) 1 BauGB, §§ 1-11 BauNVO)

Wohnbauflächen (§11111 BauNVO)

Sondergebiet "Gutshof Oersdorf' -Reiferhof, Gastronomie, Hotel- ishu 4 BauNVO)

ürünf 5:n&'.: (§5 (2) 5 BauGB)

= Parkanlage, O z Sportplatz, LöJ = Spielplatz, = Reitplatz

Wasserflächen und Flächen für oie Wasserwirtscharf. (§5 m7 BauGB) 

Flüsse, Bäche I mit Angabe de- Abflussrichtung )

Flächen für die Forstwirtschaft (§5(2)9BauGB)

Flächen für die Landwirtschaft (§5(2) 9 BauGB)

- X x
~r ~r t ~r t

Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur -“(ege und 
Entwicklung von Boden Na^ur und Landschaff i§512) 10BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung 
von Boden. Natur und Landschaft __ , _____

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN: [§5i4)BauGBi

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _  Gewässer- und Erholungsschutzstreifen (50m) (§ 11 LNatschG)

I(D] I Umgrenzung von Gesamtanlagen (Ensembles), die dem Denkmalschutz unterliegen
- .■ - (§ 1 (2)DSchG)

Natura- 2000 - Gebiet

- - - - - - - - - - - - - - - - - -Waldschutzstreifen (gern. § i2LWaldG), Abstand: 30m STAND; 09.03.05

Bearbeitet im Auftrag 
der Gemeinde Oersdorf

BÜRO FÜR STADTPLANUNG & DORFENTWICKLUNG
DIPL.ING. EBERHARD GEBEL, ARCHITEKT
23795 BAD SE.GEBERG, WICKELSTR.9, TEL.: 04551/81520

FLÄCHENNUTZUNGSPLAN
der Gemeinde

OERSDORF
1. ÄNDERUNG

TEILFLÄCHE T "Gutshof Oersdorf"

TEILFLÄCHE 2: "Grundstück westlich der Dorfstrafle, nördlich des Spielplatzes"

VERFAHRENSVERMERKE:
Das Aufstellungsverfahren findet gemaf! §244(2) BauGB in Verbindung mit dem BauGB in der vor dem 
20.07,2004 geltenden Fassung statt.
1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom

.11,0.4,20.0.2......... Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist

durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln—vom ...—.............. -.......  bis zum...........

.... ................../ durch Abdruck in der SjeLgeb.ei.ger...Zeitung........../ im amtlichen Be-

kanntmachungsbiatt am ..25,0.4.2.Q.Q.2.. erfolgt.

2. Die frühzeitige Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist am 

.22.05,2003 durchgeführt worden.

Auf Beschluß der—Gemeindevertretung vom .............................. ist nach § 3 Abs.1 Satz

2/§ 13 Nr. 1 BauGB von der frühzeitigen Bürgerbeteiiigung abgesehen worden.

3. Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben

vom 21.10.20.03..... zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Die Verfahren zu den V»rfahrensvermerken Nr.3 und Nr.5 sm-d-gemafl ■§—4—Abs.

4—Bau GB—gleichzeitig -dtirrhgef ükr t worden.

Die Beteiligung der Nachbargemeinden, die von der Planung berührt sein können 

ist erfolgt. ( § 2 Abs 2 BauGB )

4. Die Gemeindevertretung hat am ,1j6_12J2QQ4. ...den Entwurf der 1.Änderung des

Flächennutzungsplanes mit Erläuterungsbericht beschlossen und zur Ausle­

gung bestimmt.

5. Der Entwurf der 1.Änderung des Flächennutzungsplanes , sowie der Erläute­
rungsbericht haben in dei Zeit vom .13,0.1.2.0.0.5...... bis zum.14,.0.2.2.0.0.5... während
der Dienststunden/folgmtter—Zeiten .Öffnungszeiten.............  nach § 3 Abs. 2

BauGB öffentlich ausgelegen Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, 

daß Anregungen während der Auslegungsfrist von jedermann
schriftlich oder zu Protokoll geltend gemacht werden können, am.J0.5,0.1.,2Q05 

jn..d.e.C...Ums.t;b.3U der zeit vom .......................  bis zum......................  durch Aus­

hang ortsüblich bekanntgemacht worden.

6. Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachten Anregungen so­
wie die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange am .1.4,0,4,2005......ge_

prüft.Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

7, Den Entwurf der 1. Änderung des Flächennutzungsplan-es---------------- .:s~ gcn der—B*-
fentlichen Auslegung (Ziff. 5) geändert worden Daher haben der Pl^perfvtwurf

sowie der Erläuterungsbericht in der Zeit vom...........................  bjs^lum.......................

während folgender Zeiten .............................................. erneut>tffrentlich ausgelegen.

Dabei ist bestimmt worden, daß Anregungen nur>-rtJiden geän­

derten und ergänzten Teilen vorgebracht^w^rden können. Die öffentliche Aus­

legung ist mit dem Hinweis, daß ^^AffTfigungen während der Aus­

legungsfrist von jedermanp^chriftlich oder zu Protokoll geltend gemacht wer­

den können, am...... .......................  in............................................. / in der Zeit vom.

............ bis .............. ..... durch Aushang ortsüblich bekanntgemacht worden.

Dahep^urde eine eingeschränkte Beteiligung nach § 3 Abs. 3 Satz 3 i.V.m. § 

Abs. Nr.2 BauGB durchgeführt.

8. Die 1. Änderung des Fiächennutzungsplanes , wurde am ,14.0.4.2005........ ab­

schließend von der Gemeindevertretung beschlossen. D er Erläuterungsbericht 
hierzu wurde mit Beschluß der Gemeindevertretung vom ,1.4,0.4.2005... gebilligt.

Die Richtigkeit der Angaben in den vorstehenden Verfahrensvermerken Nr.1-8 

wird hiermit bescheinigt

GEMEINDE OERSDORF ^ ^

Bürgermeister

9. Das Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein hat mit Bescheid vom
.PPAz.:f®-®.4f die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Neben-

■tocotimmungen und Hinweisen genehmigt.

A / [1 7.Auni 2Ö05
GEMEINDE OERSDORF B ^ DEN\ 

Bürgermeister

JDie Gemeindevertretung fiat die Nebenbestimmungen durch Beschluß vom
erfüllt, dir Hinweise sind beachtet. Das lnnenmimsj>eitJrTi des 

Landes Schlesvvtg^tiQlstein hat die Erfüllung der Nebenüj&s^ifnmungen mit Bescheid 
vom ........................ AzTTTl^^^^ bestätigt.

GEMEINDE OERSDOf

Bürgermeister

11. Die Genehmigung der 1. Änderung des Flächennutzungsplanes ( im Umfang

der Ziff.9) sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienst- 

stunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft

zu erhalten ist, sind am (,vom ...................bis zum ...............................-

...... .,j. ortsüblich bekanntgemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die

Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formschriften und von 

Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen ( § 215 Abs. 2 BauGB ) 

hingewiesen worden. Die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes ist mit­

hin am wirksam geworden.

GEMEINDE OERSDORF

Bürgermeister


